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Abstract

Gegen Ende der vetgangenen Legislaturpedode hat die tot-grüne Bundesregierung in Deutsch-
land Pläne frit eine Dienstechtsteform an den Hochschulen in die Tat umgesetzt. Gemeint ist
damit in etster Linie neben der Einftihrung der Juniorptofessur die Neutegelung der Ptofesso-
tenbesoldung. Das Senioritätsprinzip soll zukünftig durch ein Besoldungssystem etsetzt werden,
das neben einem fixen Grundsaldr auch vadable und leistungsorientiete Besoldungsbestandteile
kennt. Die Hochschulen erhalten damit dem Grunde nach ein neues personalpolitisches Instru-
ment und somit auch neue Möglichkeiten in det strategischen Petsonalentwicklung und Steue-

rung det Hochschule. Dieser Beitrag setzt sich mit dem Gesetz sowie seinen Implikationen und
Folgen auseinander. Ausgehend vom Gesetzgebungsstand diskutieren die Autoren zunächst die
gtundsätzlichen Chancen und Risiken der Neuregelung. Anschließend rvkd der dem Gesetz

zugrunde liegende Ansatz einer Motivation von Hochschullehrern durch monetäre Anreize
hintedragt. Es wird abgeleitet, unter welchen Bedingungen dieser Ansatz aus Sicht der Verhal-
tenswissenschaften tagFähig ist. Danach machen die Autoren deudich, vrelche Weichenstellungen
das neue Gesetz von den einzelnen Bundesländern und Hochschulen vetlangt und leiten einen

Modellvotschlag ab, welcher sowohl der Intention als auch den Vorgaben des Gesetzgebers

entspricht und den Erkenntnissen det Motivationstheorie genügt.

Towards the end of the last legislative period, Germany's goveming coalition pushed tfuough
plans for a reform of the country's higher education system. The two main pillats of the reform
package were the introduction of junior ptofessorships and new rules for academic salaries. In
the future, the seniority principle is to be replaced by a system of remuneration that envisages not
only a fixed basic salary but variable, performance-linked bonuses as well. This innovation will
give institutions of higher education the clout they need to take a mote süategic apptoach to
staffing and hence to their long-term development too. This article examines both the new law
itself and its implications and consequences. Taking the curent legislation as their starting point,
the authots frst discuss the opportunities and risks posed by the new law. They then ptoceed to
question the legislatots' assumption that university professots and lectuters can be motivated by
money and draw conclusions in respect to those citcumstances under which, from the behaviotal
psychologist's point of view, such an assumption might be valid. The authots then explain tie
kind of groundwork the new law tequires Germany's federal states and univetsities to lay and

finally develop a model proposal of their own, which satisfies not only the legislatots' intentions
and requirements, but also the findings of motivation theory.
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1. Leistungsorientierte Besoldung als Instrument der strategischen
Steuerung von Hochschulen?

Hochschulen sehen sich und stehen auch de facto zunehmend zueinander im
Wettbewerb. Dies ergibt sich nicht nur aus Forderungen, die von außen an die
Hochschulen herangetragen wetden. Dies kann beispielsweise in Form sich än-
dernder gesetzlicher Rahmenbedingungen, die wettbewerbüche Elemente z. B. bei
Mittelzuweisungssystemen explizit votsehen, geschehen. Zunehmend resultiert eine
Wettbewerbsorientierung det Hochschulen auch aus einem sich ändernden Selbst-
vefständnis.

Damit Hochschulen in diesem sich entwickelnden V/ettbewerb zukünftig bestehen
können, scheint eine Schärfung des Profils unabdingbar zu sein. Dies kann jedoch
nur erfolgvetsprechend sein, wenn Hochschulen mit Instrumenten der strategi-
schen Steuerung konsequent auf die Entwicklung des jeweiJigen Profils hinarbeiten.
Dafüt ist wiederum eine größere Äutonomie der Hochschulen eine notwendige
voraussetzung, welche mehr Personalautonomie einschließt, als Hochschulefl zur-
zeit atgestaflden wird. Angesprochen sind hiermit Elemente eines neuen verständ-
nisses von Hochschulen, wie es von Müller-Böling (2000) mit dem Begnff der
,,entfesselten Hochschule" umschrieben wird.

Eine sffategische Steuerung von Hochschulen ist ohne stategische Personalent-
wicklung nicht denkbar: Personalentwicklung stellt eine notwendige, wenn auch
nicht hinreichende Voraussetzung für eine erfolgreiche Organisationsentwicklung
dar. In dem Maße, in dem die Organisation einer Hochschule sich wandelt, steht
auch das Petsonal vor neuen Aufgaben, die sich nicht immer mit den bisher entwi-
ckelten Fähigkeiten und Fetigkeiten decken. Gleichzeitig entwickelt die Hochschu-
le neue Zielvorstellungen, die nicht zwangsläufig mit denen ihret Mitglieder kon-
fotm sein müssen. Bisher fehlten den Hochschulen Instrumente, um die verfol-
gung der Ziele det Korporation und des Individuums - zumindest zu einem gewis-
sen Grad - zu harmonisieren.

Die im Zuge der Reform det Professorenbesoldung eingeführte Leistungskompo-
nente ermöglicht nun, vethalten von Hochschullehrern im Sinne der I(olporation
,,zu belohnen", zuwidedaufendes ,,zu bestrafen". Die hiet gewählten Begriffe ma-
chen bereits deudich, vrotin die grundsäzliche Gefahr des Reformvorhabens liegt:
In einet zu schlichten und rückwärtsgewandten Ausgestaltung des rechtlichen
Rahmens.

Es zeigt sich aber auch, dass es, will man die neuen MögJichkeiten einet leistungs-
orientierten Besoldung im Sinne der I(orporarion nutzen, einer Äusdchtung der
Ausgestaltung der neuen Besoidung an den strategischen zielen der Hochschule
bedaf, was wiederum die Existenz von Zielen voraussetzt. Dies betrifft sowohl die
Kriterien leistungsorientierter Besoldung als auch das korrespondierende vergabe-
vetfahten.
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Ein System leistungsotientieter Besoldung wird damit gleichermaßen zur Votbe-
dingung und zum Ergebnis stategischer Steuerung von Hochschulen.

2. Grundzüge det Besoldungsteform in Deutsctrland

Das Professorenbesoldungsreformgesetz, das vom Deutschen Bundestag im No-
vember 2001 beschlossen wutde und im Februar 2002 in Kraft getreten ist, ist Teil
einer umfassenden Dienstechtsteform, die die Grundlage für hauptsächlich zwei

weit teichende Verändetungen legt Zum einen soll die Einführung der Juniorpto-
fessur die Unabhängigkeit des wissenschaftlichen Nachwuchses vergrößern. Die
Habilitation, die bisher in den meisten Fächern der Königsweg zur wissenschafdi-
chen Laufbahn war, vediert dadurch zunehmend an Bedeutung; ab 2008 soll die

Juniolprofessur Regeivoraussetzung für die Berufung auf eine Universitäts-
Professur sein. Zweitens, und dies wird durch das o. g. Gesetz getegelt, entwickeln
sich Professorengehälter k i"fflg nicht mehr automatisch proportional zum Dienst-
alter, sondern sollen leistungsbezogen vergeben werden. Die Veränderungen
beteffen dabei sowohl die Besoldungsgruppen an sich, als auch die Struktur der
Bezüge.

In der Gesetzesbegründung werden mit Blick auf die Zielsetzung der Refotm ins-

gesamt drer Ziele formuliert:

1. Die Modernisierung und Leistungsodentierung der Besoldung

2. Mehr Effektivität und Qualität von Forschung und Lehre

3. Eine (auch international) wettbewerbsPähige und flexible Bezahlungsstruktur

Sieht man von den allgemeinpoJitischen Floskeln det Gesetzesbegnindung einmal
ab, so könnte die Neutegelung tatsächlich die internationale Attraktivität deutscher
Hochschulen steigern, insofern als in Deutschland nachvollzogen witd, vras in
vielen andeten Ländern bereits üblich ist. Auch wenn es in einigen Ländern (2. B.

Niededande, England) noch Mischformefl aus Altets- und Leistungszulagen gibt,
so scheint der Trend doch eindeutig, wobei die Einführung eines Systems leis-

tungsorientietter Ztiagen bei gleichzeitrger Beibehaltung des Beamtenstarus fiir
Pro fessoren singulät sein dürfte (Witte/Schre iteret 2002, 1).

Grundgehälter nacb der neuen Besoldungsordnung W

Das Ptofessorenbesoldungsrefotmgesetz legt den Grundstein für die Ablösung der

Besoldungsordnung C durch eine Sf-flVissenschafts) Otdnung. Für die neuen

Amter W1 fluniorptofessur), W2 und N73 sind folgende monadiche Grundgehalts-
sätze vorgesehen: N7 1:3.260,00 €;W2:3.724,00 € und W3: 4.522,00 €, bezogen auf
das Basisjahr 2001. Die BesoldungssätzeW2 und W3 gelten auch füt hauptberufli-
che Leiter und Mitglieder von Leitungsgtemien an Hochschulen (also z. B. Ptäsi-

denten, Kanzlet), die nicht Ptofessoren sind, soweit diese nicht dutch Landesrecht
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entsprechend den ,,klassischen" Besoldungsordnungen Ä oder B bezahlt werden.
Bei der Mehrzahl det Professoren liegt dieses Basisgehalt unter ihrem jetzigen Ein-
kommen. Dagegen kann beispielsweise ein Hochschullehrer unterhalb der Dienst-
altersstufe 7, d. h. i. d. R. die unter 37-jähngen, schon über das Basisgehalt ein hö-
heres Einkommen als bishet realisieten. Zukänftig können sowohl S72- als auch
W3-Professoren Berufungs- und Bleibeverhandlungen führen; dies war bisher den
C4-Professoren vorbehalten. Die jetzt im Ämt befindlichen und damit noch nach
der alten Besoldungsordnung C vergüteten Hochschullehrer erhalten ein Options-
recht: Sie können entscheiden, ob sie in die !7-Besoldung wechseln odet in der
bisherigen Besoldungsordnung verbleiben wollen. Im Rahmen von Berufungs-
oder Bleibeverhandlungen ist allerdings auch füt diese Gruppe der \Techsel ins
neue System unumgänglich.

l* i s tu ngs b e 7äge a I s E rgti n qu ng qu n G ra n dge h a / t
Zusätzhch zum Basisgehalt vrerden zukünftig in den Besoldungsgtuppen W2 und
W3 vadable Leistungsbezüge aus folgenden Anlässen vetgeben:

a) Berufungs- und Bleibevethandlungen,

b) besondere Leistungen in Forschung, Lehre, Kunst, Weiterbildung und
Nachwuchsförderung,

.) Wahrnehmung von Funktionen oder besonderen Äufgaben im Rahmen der
Hochschulselbswerwaltung und Jeitung.

Der Bundesgesetzgeber hat es dabei det Regelung im Landesrecht übedassen, ob
diese Leistungsbezüge befristet oder unbefristet vetgeben wetden. D. h. es ist
grundsäzlich möglich, einmal gewfütte kistungsbezüge mit einet Ftist zu verse-
hen, so dass diese nach Ablauf detselben zumindest nicht nach einem Automatis-
mus weitetgezahlt wetden.

Auch weitere Details der Umsetzung der Besoldungstefotm werden an den Lan-
desgesetzgebet weitetgeteicht. Dies glt füt die konktete Regelung von Vergabever-
fahren, -zuständigkeit und -kdterien, weitethin für die Fesdegung der sogenannten

,,Ruhegehaltsfihigkeit" befristet gewährter Leistungsbezüge und ebenso füt die
Entscheidung, ob und in welchem Umfang Leistungsbezüge bei den tegelmäßigen
Besoldungsanpassungen berücksicht-igt werden. Dabei lässt det Bundesgesetzgebet
weitgehend offen, ob diese Entscheidungen unmittelbar durch das Land getroffen
oder in den Zuständigkeitsbeteich und die Verantwornrng der Hochschule gelegt
werden.

H ö b ere G e san tb e qüge n ögli ch

Die neue Flexibilität in Besoldungsfragen soll - so die Intention des Gesezgebers -
auch dafür genutzt werden, deutsche Hochschulen für Bewerber aus dem Äusland
und aus der Wirtschaft sowie für Professoren, die eine Äbwanderung erwägen,
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attraktiver zu machen. Im Professorenbesoldungsreformgesetz wird ausdnicklich
darauf hingewiesen, dass Gehälter zuktinftig den bisherigen Höchstsatz (810) über-
steigen dürfen, wenn damit eine Änwerbung oder Weiterbeschäftigung im o. g.

Sinn gewfüdeistet werden kann. Damit sind die Hochschulen in die Lage versetzt,
annähemd kompetitive Gehdltet zu zahlen, die bishet vornehmlich der Nfittschaft
vorbehalten waren. Mit diesen Möglichkeiten ist jedoch äußerst vorsichtig umzuge-
hen, da hohe Gehdlter zwangsläufig zu einer substanziellen Reduktion des Vetga-
berahmens (s. u.) und damit ztt niedrigeren Gehältern für die verbleibenden Ptofes-
soren führen. Die Ursache dafür besteht in der,,Deckelung" des Vergaberahmens,
die eine Kostenneutraliät der Reform gewfüdeisten soll.

Chancen und Nsiken des Gesetrys ryrReforn der Professorenbesoldung

Plastisch gesprochen ließe sich sagen, dass hier durch den Bundesgesetzgeber ein
(wenigstens) dteidimensionaler Entscheidungsraum aufgezogen wird, der übet die
Gestaltungsbereiche des Enßcbeidungsgegenstandu @2 oder !73, befristet vs. unbe-
fristet etc.), der Entscheidangsebene Q,and vs. Hochschule) sowie der Verfabrensregeln

definiert ist. Es ist nun zunächst Aufgabe des jeweiligen Landesgesetzgebers (ggf. in
Kooperation mit den Hochschulen), diesen Entscheidungsraum in sinnvoller lfeise
auszugestalten. Den noch recht diffusen Chancen, die das Gesetz den Hochschulen
mit Blick auf Profilbildung und attaktive Verdienstmöglichkeiten für Hochschul-
lehrer bietet, stehen gleichwohl konkrete Risiken gegenüber, die sich insbesondere
aus det Komplexität det geschilderten Entscheidungsnotwendigkeiten etgeben. Im
Einzelnen lassen sich insbesondere folgende Risiken identifizieren:

a) Der Vergaberahmen ,,deckelt" die Gesamtausgaben frir die Besoldung und
teduziert damit die Handlungsmöglichkeiten:

Die monetäre Ausgangsbasis, det sogenannte ,,Yergaberahmen", soll einerseits
den Wettbewerb zwischen den Ländem regulieren (i. e. begenzen), andeter-
seits die Kostenneutalität der Reform gewfütleisten. Als Vetgabetahmen witd
der Gesamtbetrag der Leistungsbezüge eines Landes definiert, der It. Patagaph
34 des Ptofessorenbesoldungsreformgesetzes so zu bemessen ist, ,,dass die
durchschnitdichen Besoldungsausgaben für die in den Besoldungsgruppen W2
und S73 sowie C2 bis C4 eingestuften Professoren den durchschnittlichen Be-
soldungsausgaben für diesen Personenkreis im Jahr 2001 (Besoldungsdurch-
schnitt) entsprechen". Der Vergabetahmen ist dementsprechend eine Resultan-
te des Besoldungsdurchschnitts, der nach einem bundeseinheitLichen Verfahren
ermittelt werden soll. Er ist definiert als die Differenz zwischen ,,festen" Gehäl-
tern (also Grundgehälter der S7-Besoldung und Gehälter der C-Besoldung) auf
der einen und den gesamten dwchschnittlichen Ausgaben des betrachteten
Landes rmJafu 2001. aaf det anderen Seite. Hier wird der erste Effekt deutlich:
Die Höhe des Vergaberahmens ist zunächst abhängig davon, wie viele der bis-
herigen Professoren aus dem Amt scheiden bzw. in die neue !7-Besoldung
wechseln. Nur dann entsteht aus der Differenz zwischen der höheren
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C-Besoldung und der niedrigeten tüf-Besoldung ein Spielraum, det für kis-
tungsbezüge eingesetzt werden kann. Diese ,,Deckelung" wird theoretisch da-

durch gemildert, dass eine einmalige Anhebung des Besoldungsdurchschnitts
eines Landes auf das Niveau des Landes mit dem höchsten Dutchschnitt mög-
lich ist. Danach sind noch Änhebungen von zwei Ptozent bis zu zehn Prozent
insgesamt (innerhalb von fünf Jahten) möglich. Eines der Hauptprobleme der
Reform besteht somit darin, dass füt Leistungsbezüge nur in geringem Umfang
zusätzhche Mittel zur Verfügung gestellt wetden dürfen. In der Realität, so

steht zu befürchten, dütfte selbst diese Möglichkeit angesichts der misslichen
Situation der öffendichen Haushalte von den Ländetn nicht genuzt werden.
Damit kann nur durch eine austeichende Fluktuation (d. h. insb. durch Emeti-
tierung) sowie eine möglichst hohe Zahl von Wechslern ins neue System det
Vergaberahmen eine Größe erreichen, die einen flexiblen Umgang mit Leis-
tungsbezügen edaubt. Aber auch dann sind die vetfügbaten Mittel begrenzt. Es
ist zu befürchten, dass getade dann, wenn sich die erwänschten Effekte und
Erfolge det Reform einstellen könnten, d. h. die Leistung der Hochschullehret
entsprechend det festgeschriebenen Kriterien ansteigen wttde, die Honorie-
rung dieser Leistungsbezüge nicht mit det steigenden Leistung mithalten kann.
Effekte, wie sie von den Punktsystemen im Gesundheitswesen bekannt sind,
wären die Folge: Der monetäre Wert einer Leistungseinheit muss bei einem
über alle Professoren steigenden Leistungsniveau in einem gedeckelten System

sinken.

b) Die Bezugnahme auf die dutchschnitdiche Besoldung schreibt bestehende

Strukturen fest, wenn der Vergaberahmen analog zum Status quo auf die
Hochschulen heruntergebtochen wird:

Der Gesetzgeber lässt gänÄtch offen, wie det durch das geschilderte Verfahten
errechnete Besoldungsdurchschnitt und das dataus resultierende Gesamtvolu-
men der Besoldung an die einzelnen Hochschulen weitergegeben werden soll.
Die erste Yariante besteht darin, dass die Änzahl der Stellen einet Hochschule
mit dem Besoldungsdurchschnitt multipliziert wird und dataus das Gesamtbe-
soldungsvolumen einer Hochschule betechnet witd. Dies wätde beispielsweise

bei Hochschulen mit einem hohen Dutchschnittsalter und,/oder einer hohen
Durchschnittsbesoldung aufgrund von Berufungs- und Bleibezulagen der Pro-
fessoren zu einer Unterfinanzierung, bei Hochschulen mit einem geringen
Durchschnittsaltet zu einer Überfinanzietmg fühten. Insbesondere der aus

dem Altet resultierende Effekt kann nicht als wettbewerbsadäquat angesehen

werden. Die zweite YaÄante bestünde darin, die Berechnung det Durch-
schnittsbesoldung für iede Hochschule einzeln vorzunehmen und auf dieser
Basis das Gesamtbesoldungsvolumen der berachteten Hochschule zu berech-
nen. In diesem Fall würden die bestehenden Besoldungsstrukturen der Hoch-
schulen im Verhziltnis zueinandet dauerhaft festgeschrieben. Beide Iäsungen
können nicht zufrieden stellen. In det Umsetzungsrealität zeichnet sich ab, dass

.)
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die zweite Yairante gewählt wird, i. e. eine Festschreibung des Status quo er-

folgt. Konsequenterweise wäre dagegen mit der Neuordnung der Besoldung

entsprechend der leistungsorientienen Sachmittelzuweisung auch eine lei-
stungs- und/oder belastungsorientierte Personalmittelzuweisung zu verbinden.

Verregelung und ,,Evaluationitis" beschränken Freiräume und schaffen neue

Bürokratie:

Neben dem vorstehend beschriebenen ,,Geburtsfehlet" der Reform, gibt es ei-

ne Gefahr der Veregelung des Vetgabeverfahrens. Kommt es zu einer Ver-
formelung des Verfahrens und einer Fesdegung auf detailliette I(dterienkatalo-
ge, sinkt die'$Tahrscheinlichkeit, die genannten Freitäume, die das Gesez bie-

tet, auszuschöpfen. Dies könnte beispielsweise der Fall sein, wenn man mit de-

teilliert definierten quantitativen Kriterien versucht, die Leistungen eines Pro-
fessors in Forschung, Lehre und STeiterbildung abzubilden. Ein gtoß angelegtet

Evaluationsapparat würde Ressourcen binden und durch ein langwieriges und
kleinteiliges Veifahten die Ttansparenz des Systems teduzieren, statt sie zu er-

höhen.

Dauerhafte Festschreibung von Modellen, die in der Erprobungsphase entwi-
ckelt werden:

Die leistungsorientierte Besoldung wird mit det Umsetzung an Hochschuien in
eine,,Erprobunpphase" treten. Erfahrungen mit diesem personalpolitischen

Instrument sind in det Regel nicht vorhanden. Vieles, was den Hochschulen
anfänglich als attraktiv und praktikabel erscheinen mag (rier sei auf die ver-
meindiche Rechtssicherheit ausschließlich quantitativer Kritetien verwiesen),
könnte sich in der Praxis als ungünstige \ü/eichenstellung erweisen. Dies gilt
umso meht, als Besoldungsentscheidungen in aller Regel irreversibei sind. Zu-
sagen übet unbefristet gewfürte Gehaltsbausteine können nicht wieder zurück-
genofirmen werden. Zwat wirde eine in höheren Gehältern tesultierende Kor-
rektur bei den Betroffenen auf Akzeptanz stoßen, allein eine I(ortektur in um-
gekehrte Richtung ist undenkbar.

Negative Folgen einer hohen Gehaltsspreizung:

Der Gesezgeber nennt als ein Ziel der Reform explizit die Schaffung wettbe-
werbsfihiger Gehälter. Darüber hinaus eröffnet in Verbindung mit dem ge-

nannten Ziel der'Wettbewerbsfähigkeit auch die Ausweitung der Berufungs-
und Bleibeverhandlungen auf beide Amter die Möglichkeit, im Wettbewetb mit
beispielsweise der Witschaft wenigstens näherungsweise matktgängige Gehäl-

ter zu zaLtlen (externe ,,Getechtigkeit'). Dies kann iedoch bei einem ,,gedeckel-
ten" Vergaberahmen nur zu Lasten nicht matktähiger Fächer und Fächergrup-
pen geschehen. Damit nimmt die Gehaltsspteizung innerhalb det Hochschule
zu. Wird hiermit in etheblichem Umfang gegen das Prnzrp der (wahrgenom-

menen!) intemen.Gerechtigkeit verstoßen, sind demotivierende Effekte nicht
auszuschließen.

d)

.)
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Stand der [JmsetTang in den Bundesländem

Znm Zeitpunkt Oktober 2002 sind die Überlegungen der Bundesländet zw IJm-
setzung des Gesetzes unterschiedlich weit gediehen: Eine Vorreiterrolle nimmt
Niedersachsen ein, mit dem ehrgeizigenZiel, noch in 2002 einen Verordnungsent-
wurf zu verabschieden, der spätestens zum Ifintersemester 2003 in Kraft treten
soll. Von einer starken Verregelung der neuen Möglichkeiten auf Landesebene soll
hiet abgesehen wetden. Das heißt, dass niedersächsische Hochschulen zukänftig
selbst entscheiden können (und müssen), was sie - innerhalb des vom Gesezgeber
vorgegebenen Rahmens - als Leistung definieren und wo sie entsptechend dem
eigenen Hochschulprofil ihre Schwelpunkte setzen wollen. Das Land macht damit
in hohem Maße von den Möglichkeiten, die ihm det Bundesgesezgeber eintäumt,
Gebtauch und reicht Entscheidungs- und Gestaltungsspielräume an die Hochschu-
len weiter. Es bleibt abzwwarten, ob andere Ländet Niedersachsen bei diesem Vor-
stoß in Sachen Hochschulautonomie folgen werden.

3. Die Besoldungsrefotm vor dem Hintergtund verhaltenspsychologischer
Wirkungen

Die den Gesetzgebungsprozess begleitende Debatte unter Flochschullehrem war in
starkem Maße von Emotionen geprägt. Mitunter wurde auch von einem ,,Professo-
renbesoldungseinspargesetz" gesprochen - eine det wenigen Befütchtungen, die
zumindest auf das gesamte Besoldungsaufkommen bezogen, unbegründet war.
Eine Gehaltsabsenkung kann es zwat fir eine Professur geben, insgesamt aber
bleibt das Besoldungsvolumen zumindest erhalten. Die Vorstellung, dass Professo-
ren sich zur Realisierung füres bisherigen Gehaltsniveaus eirier Überprüfung ihrer
Leistungen untetziehen sollen, erscheint vielen als Zumutung, wobei sich letzdich
die Frage nach der Motivationsstruktur von Hochschuliehtetn stellt.

Sind Hochschullehrer mit den Pawlow'schen Hunden vergleichbar? Sollen die
Wissenschafder dazu gebracht werden, schon beim bloßen Versprechen einer Be-
lohnung in Form eines höheren Saläts in hektische forschende und lehrende Äkti-
vität zu verfallen? Und scheint bei erstem Hinsehen das Vorhaben des Gesezge-
bets nicht von der gleichen ,,Zwecklosigkeit" wie Pawlows Hundeexperiment? Die
Antwort auf die Ftage, ob eine extdnsische Belohnung in Form leistungsorientier-
ter Zwlagen tatsächlich leistungsfördedich ist, steht aus.

keleuanq monetärer Anreiqe für die Lcistung uon Hochschullebrem

Vor diesem Hintergrund sollen die Ergebnisse von Pawlows Experiment noch
einmal rekapituliert werden. Im besagten Experiment wurde nachgewiesen, dass es

möglich ist, mittels eines ursprLinglich neuffalen Reizes (Läuten einer Glocke), bei
Hunden die gleiche Reaktion (erhöhtet Speichelfluss) hervorzurufen vrie mit einem
Reiz (Anblick von Futter), dem per se eine bestimmte Reaktion fest zugeordnet ist.

REFORM DER PROFESSORENBESOLDUNG IN DEUTSCHT-{ND 239

Das Votgehen im Experiment \rrar einfach: Zuerst wurden über einen bestimmten
Zeilaa:urr' beide Reize gleichzeitig übermittelt (Glockenläuten und Futteranblick).
Nach einer gewissen Zek nef dann auch das alleinige Läuten det Glocke bereits

den Speichelfluss hervot, ohne dass Futter in Sicht gewesen wäre. Bezogen auf
Hochschullehrer wird argumentiert, dass Geld für Hochschullehrer eil ,,neutraler
Reiz" sei, d. h. er ruft eben nicht die gleiche Reaktion (eine erhöhte Leistungsan-

strengrrng) hervor wie die Anerkennung der Leistungen der Hochschullehtet in
Forschung und Lehre duch Studierende, Fachkollegen und Hochschulleitung oder

schlicht die eigene Zufriedenheit mit dem Geleisteten (Eckardstein et al. 2000). Das

klingt zuerst einmal plausibel, allerdings sind die Reiz-Reaktions-Schemata in
Hochschulen vielleicht doch differenzierter.

Zuwendung oder Streichung von Mitteln - sei es persönlichet oder sachlicher Na-
tur - wetden durchaus als ein Signai für die Anetkennung von Leistungen in For-
schung und Lehre durch den Mittelgeber angesehen. Jeder, der einmal Berufungs-
und Bleibeverhandungen, auf welcher Seite auch immer geführt hat, wird dies

bestätigen können. Auch Außerungen in der Debatte um Leistungszulagen belegen

dies: Ein Anerkennungs- und Verstärkungseffekt witd den Ztilagen zwar abgespro-

chen, andererseits wird aber häufig darauf verwiesen, dass eine stärkere

Gehaltsspreizung innerhalb der Professorenschaft einer Geringschätzung der
Leistungen der am unteren Ende det Gehaltsskala befindlichen Professoren

gleichkomme und demotivierende Witkung habe. Ahnliches ist bekannt aus den
Außerongen rund uln die erfolgreiche Einwetbung von Drittmitteln 

^n
Hochschulen und Instituten. Auch hier wird die Höhe der Förderungssumme in
aller Regel als ein Korrelat der lüertschätzung der geförderten Institution durch
den Geldgeber betachtet. Die positive und steuernde Nffukung von monetäten

Leistungsanreizen kann also - ohne dem Behaviorismus zu sehr das Wort zu reden

- durchaus vefinutet werden. Dies gilt auch, obwohl mit den genannten
Änerkennungen auch nicht-monetäte Belohnungen - insbesondere ein Zugewinn
an Prestige, der gerade bei Berufungsverhandlungen eine wichtige Rolle spielt -
einhergehen.

Extinsiscbe oder intrinsiscbe Motiaation aon Hocbschullehrem?

Det Verweis auf die Bedeutung von Status und Prestige im akademischen Bereich
führt uns zurück nt derFrage, wodurch \Tissenschaftler für ihre Tätigkeit motiviert
werden. Zwar spielen, wie oben gezeg extrinsische Anreizmechanismen - ob
monetär oder nicht-monetät - eine wichtige Rolle, im Kern sind \ü/issenschafder

jedoch intrinsisch motiviert, so die allgemeine Überzeugung. Frey und Ostedoh

Q000,24) definieren intrinsische Motivation als Aktivität, die auf eine unmittelbare
Bedürfnisbefriedigorg abzielt. Das heißt im beschriebenen Fall: Hochschullehrer
finden Befriedigo.g in ihrer Tätigkeit selbst, ohne motivational auf zusätzltche
Reize angewiesen zu sein. Nun wäte das an sich kein Problem: ein Hochschullehrer
kann ja bei ausreichendet Alimentation mit oder ohne Leistungszuschlag der von
ihm präferierten Tätigkeit im Rahmen det füm grundgesetzlich zugesichetten Frei-
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heit von Forschung und Lehre nachgehen. Ändeterseits wurde jedoch nachgewie-
sen, dass extrinsische und intdnsische Änreizmechanismen sich nicht in jedem Fall
verstätken, i, e. zu einer höheren Leistung fühten, sondem unter bestimmten Um-
ständen einen negativen Zusammenhang aufiueisen @rey/Osterloh 2000, 26). Da-
zu, kann es unter andetem dann kommerr, weffi sich extrinsische und intrinsische
Motive auf unterschiedliche Zielgrößen beziehen. In einem solchen Fall kann es

zur Verdrängung der intrinsischen Motive kommen. Das kann nicht erwünscht
sein.

Leider fallen nun wichtige Zielgrößen an Hochschulen häufig auseinander. Die
Vernachlässigung von Zrelen insbesondere der Korporation Hochschule zu Guns-
ten individuell,et Ziele ist letztlich ein wesendicher Äuslöser für die Etablierung
eines Leistungsanreizsystems gerü/esen. \fenn die Lehre, die lezdich nur arbeitstei-
lig von det Korporation insgesamt erbracht werden kann, im Vetgleich zur Fot-
schung, die häufig gerade individuell geleistet wfud, vielfach unterbewertet ist (wie
es nicht z,iletzt entwaffnend durch den Sprachgebrauch von der ,,khrbelastung"
und der ,,Fotschungsleistung" zum Ausdruck kommt), dann kann ein gewisses Maß
an Verdrängung intrilsischet Motivation dutchaus erwünscht sein. Problematisch
wird dieses Phänomen dann, wenn es zu einer vollständigen Vetdrängung der in-
trinsischen Motivation kommt, beispielsweise das Etbringen von Forschungsleis-
tungen also nur noch auf externen Anstoß erfolgen würde. Dies liefe dem'Wesen
und der Aufgabe der Universität zuwider und wütde sich als kontraproduktiv et-
weisen.

N e ttl efe kt e xtrin si s c h e r A n re i qe = D i s {p li ni e ru ng ffi k t - V e rdrängu ngs ffi kt
Das Pdnzip der Freiheit von Forschung und Lehre fifürt zu einer gtoßen Hetero-
genität der Handlungsziele innerhalb einet Hochschule, ja sogar innerhalb einzelner
Fakultäten und Fachbereiche. Die damit einhergehende Heterogenität des Han-
delns bestimmt zurzeit das Erscheinungsbild der Hochschule. G^fiz im Sinne der
entfesselten Hochschule - aber auch auf poJitischen Druck hin - streben die Hoch-
schulen derzeit eine Schärfung ihtet Ptofile an. Als Konsequenz können die Indivi-
dualziele der Hochschuilehrer und die Kolpotationsziele der Hochschule auseinan-
derfallen odet einander entgegenstehen. Entsprechend den vorhergehenden Über-
legrrngen ist es unter bestimmten - nachstehend zu diskutierenden - Bedingungen
mögl-ich, mittels monetärer Leistungsanreize die Ziele von Individuum und Korpo-
ration bis zu einem gewissen Gtad zw harmonisieten. Das heißt, die Hochschulleh-
rer sollen dutch die Leistungsanrelze zu einer kootdinierten Leistung veranlasst
wefden.

lVas hier beschrieben wird, ist in der Motivationspsychologie als sogenannter Dä
{plinierungtffikt bekannt (hierzu und z1r den folgenden Ausfiihrungen
Frey/Ostetloh 1997): Die divergierenden Intetessen auf inhaltlich-methodischer
Ebene sollen durch gemeinsame ökonomische Interessen in einen größeren Ein-
klang gebracht vrerden. Danibet hinaus kann bei aus Sicht des einzelnen Hoch-
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schullehters uninteressanten Äufgaben durch einen entsprechenden ökonomischen
Anreiz eine höhere Zufriedenheit bei der Aufgabenerfüllung etzielt werden. In
gewissen Grenzen kann durch ökonomische Leistungsanteize awch nachdrücklicher
datawf hingewirkt werden, bestimmte Tätigkeiten zu übernehmen. Inditekt kann
daduch dann das Etleben eigenet Kompetenzen und der daraus resultietenden
Befriedigung auch bei ungeliebten Tätigkeiten erreicht v/erden.

Dem Disziplinierungseffekt steht der sogenannte Verdrängungsefekl gegenüber, der
das Äusmaß der Vetdrängung intdnsischer durch extrinsische Motive beschreibt.
Die Gtöße dieses Effektes hdngt von einer YielzaLil von Faktoren ab: Zunächst
nimmt der Verdrängungseffekt zu, wenn auf Seiten des einzelnen Hochschullehrets
der Eindruck entsteht, die Selbstbestimmung des ,,Belohnten" werde dadurch ver-
mindert. Dies ist dann der Fall, wenn der sogenannte Kontolleffekt gtößer ist als

der Informationseffekt. Negativ wirkende Kontrolleffekte entstehen, wenn der
Eindruck entsteht, durch Iristungszulagen soll in erster Linie eine Leistungskon-
trolle erfolgen. Demgegenüber steht der Informationseffekt, der dann entsteht,
\veffi der,,Belohnte" sich durch die Belohnung über den Stand seiner Leistungen
informiert (also nicht kontolliert) fühlt. Der Verdräng.rngseffekt steigt weiterhin,
wenn Handeln, das ursprünglich intrinsisch motiviert war, nun der - extdnsischen

- Belohnung unterworfen witd. Diese Gefahr ist in Hochschulen besondets gtoß,
weil viele kistungen bisher nicht besondets belohnt werden. Letztlich steigert
wahrgenommene Unfaimess gegenüber anderen die Verdrängung intrinsischer
Motive ebenso wie aufttetende Reaktanz bei wahrgenommenem Druck.

Von besonderer Bedeutung ist schließlich der sogenannte Spillouer-Efekr. Er kenn-
zeichnet das auch aus anderen Zusammenhängen bekannte Phänomen, dass durch
die Belohnung der Übernahme bestimmter Tätigkeiten und Aufgaben in zuneh-
mendem Maße auch andere Tätigkeiten als die belohnten nicht meht freiwillig,
sondem nur noch gegen Belohnung ausgeführt werden.

Entscheidend für die Wfuksamkeit extdnsischet und insbesondere monetärer An-
rctze mit Blick auf die damit verfolgten Ziele ist, dass der Disziplinierungseffekt
größet ist als det Vetdrängungseffekt. Nur dann, wenn ein positiuer Nettoffikt erwat-
tet werden kann, ist der Einsatz monetärer Leistungszulagen zielführend. Es er-

scheint zwangsläufig dass sich positive Teilaspekte des Disziplinierungseffektes
auch an Hochschulen einstellen, wenn es gelingt, durch Leistungszulagen a) ent-
sprechendem Verhalten zu motivieren. Dies schließt iedoch nicht aus, dass sich im
gleichen Zuge €rn Verdrängungseffekt einstellt, der den Nutzen des Disziplinie-
rungseffektes deudich in den Schatten stellt und im Ergebnis zu einem negativen
Nettoeffekt fähren kann.

F o lgerung Verdrängungsffi kt minimieren

Das Hauptaugenmerk bei der Äusgestaltung von Leistungszriagen muss also auf
eine Minimierung der zw erwartenden Verdrängungseffekte gerichtet sein. Dies ist
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zu erwarten, wenn das Verfahren und die Kriterien der Leistungsbemessung als
hinreichend individuell, fair und transparent wahtgenommen werden und auf ge-
eignete Weise, z.B. in Personalentwicklungsgesprächen, kommunizien werden.
Damit lässt sich eine adäquate Ausgestaltung des gesetzlichen Rahmens kennzeich-
nen dutch ein hohes Maß an

- Individualität,

- Transparenz,

- Fairness und

- gezielter Kommunikation.

Der nachfolgende Abschnitt widmet sich nun der Frage, wie angesichts det im
Gesetz angelegten I7eichenstellungen bei der Äusgestaltung der Reform der Pro-
fessorenbesoldung den hier formulierten Anforderungen Genüge getan werden
kann. Dabei wird es die eine ,,Ideaüösung" schwedich geben können, da Iösungen
auf die jeweilige Situation und strategische Ausrichtung der Hochschule zugeschnit-
ten sein müssen. Außetdem stehen einige det genannten Anforderungen an ein
solches System u. U. zueinander im Widerspruch: Ein hohes Maß an Individualität
bei det Fesdegung von Leistungskriterien und der Bemessung der Leistung geht
beispielsweise naheza zwangsläufig zaLasten det Ttansparenz des Verfahrens.

Ttotz det genanflten Schwiedgkeiten scheint es jedoch durchaus möglich, einen
positiven Nettoeffekt und damit eine Motivatiott zwt Unterstützung der Ziele der
Korporation zu erreichen.

4. Weichenstellungen bei der Umsetzung des Professorenbesoldungs-
teformgeset zes 

^n 
Hochschulen

Otganisationen können sich nicht weiter entwickeln, wenn sich ihr Personal nicht
entwickelt. Diese triviale Erkenntnis hat nicht nur für Hochschulen Giiltigkeit, aber
ohne Zweifel auch dot. Gleichwohl stehen Hochschulen vor der Schwierigkeig
dass sie bisher gerade an dieser wichtigen Stelle über keine Steuerungsmechanismen
vetfügen. Mit der Besoldungssreform wird die Autonomie im Personalbereich der
Hochschulen erhöht.

Es bleibt nun die Frage, wie es gelingen kann, unter den geschildenen Bedingungen
Leistungsanreize zt inslallislen, die det Petsonalentwicklung und Organisations-
entwicklung gleichermaßen fördedich sind.

Ausgangspunkt aller Übedegungen muss ein abgeschlossenet Ziel- und Profilfin-
dungsprozess sein, aus dessen Ergebnissen sich die Anforderungen an die zukünf-
tige Entwicklung der Institution und in der Folge auch an das Petsonal ableiten
lassen. Dies schließt die strategische Positionierung der Hochschule in einem wett-
bewerblichen Umfeld, die Identifikation und Umsetzung spezifischer Struktur-
merkmale und fachlich-inhaitLiche Schwerpunktsetzungen ein. Auf der Grundlage
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dieser Vorübedegungen sind Entscheidungen hinsichtlich der leistungsorientierten
Besoldung zu tteffen. Der Fokus dieset Betachtung liegt auf dem Vergabeverfah-
ren füt die Gewährung von kistungsbezügen im engeren Sinne, die den neuralgi-
schen Punkt der Besoldungsreform darstellen. Es sind insbesondere folgende Ent-
scheidungsbereiche zu berücksichtigen:

In strum entierung der be sonderen Lei $angsqu lage n

Z:uerst ist übet die pdnzipiell möglichen Formen det Gewährung von Leistungsbe-
zijrgett zu entscheiden, wobei hier der Fokus aufden besondeten Leistungsbezügen
liegt. Dazu zählen beispielsweise Prämien vs. fortiaufende Zahlungen, Befristung,
Dynamisierung und Ruhegehaltsfihigkeit. Bei all diesen Fotmen der Zulzgenge-
währung gibt es vielfi-ttige Abhängigkeiten und Interdependenzen. So sind inbe-
sondere die Konsequenzen füt die Entwicklung des Vergaberahmens bei det Mo-
dellentwicklung mit zu bedenken. Für eine exzeptionelle Leistung erscheinen Prä-

mien als das geeigfretere Honorierungsmittel; der Vetgabetahmen wird lediglich
einmal um eirien fixen Betag rcduziert. Ändererseits bleibt bei einer einmaligen
Zab\ng auch die Ametz- und Honorierungswirkung beschränkt. Monatliche Zahlun-

gen sind besser geeignet, besondere Leistungen zu honorieren, die über einen länge-
renZeittawm erbracht werden. Monatliche Zahlwngen können entweder befistet oder

unbefri*x vergeben werden. Unbefristete Leistungszuiagen bedeuten eine langfristi-
ge Verpflichtung der Hochschule, welche den verfügbaren Teil des Vetgaberah-
mens schrumpfen lässt. Aus motivationalet Sicht spricht jedoch vieles für eine

unbefristete Gewfürung: werden einmal gewähne Zulagen zu einem späteren Zeit-
punkt wieder entzogen, hat das demotivierende I(onsequenzen, da der Entzug
nicht als S7egfall von Belohnung, sondetn als Bestafung interpretiett wird. Das
liegt nicht zwletzt datan, dass die Flexibilität des Gehaltes nach unten in unserem
Kulturkteis völlig unüblich ist. Allerdings kann es in Fällen, in denen das Leis-
tungsniveau eines Hochschullehrers noch nicht austeichend beuteilt v/erden kann,
auch zweckmäßig sein, Z,lIagen vorerst befristet zu vergeben. Prinzipiell ist auch
eine Kombination beider Möglichkeiten denkbar: Leistungszulagen können in der
ersten Instanz beftistet und bei wiederholtem Nachweis der erbtachten Leistung
unbefristet gewähtt werden. Sowohl befristete ais auch unbefristete Bezüge können
dlnamiiertwerden, d. h. an der regelmdßigen Besoidungsanpassung teilnehmen. Das
Frir und !7idet liegt auch hier auf der Hand: verzichtet man auf eine Dynamisie-
rung führt da;s zu mehr disponiblen Mitteln im Vergabetahmen. Die einmal ge-

wfürten Zt:/'agen vedieten jedoch (im Verhdltnis zum Grundgehalt) an \ü/et. Die
Ruhegehaltsfihigkeit ist z. T. durch das Professorenbesoldungsrefotmgesetz gete-
gelt, welches vorsieht, dass unbeftistet gewfürte Bezüge i. d. R. bis zu 40 Prozent
ruhegehaltsfähig sind. Eine Anhebung der Ruhegehaltsfihigkeit ist darüber hinaus
denkbar, bedarf aber einer Regelung hinsichtlich der Übernahme von Pensionslas-
ten auf Landesebene. Auch hier, bei der genauen Auswahl der verschiedenen Be-
soldungsfotmen und ,,-instrumente" gilt, was beteits als gtundsätzliches Problem
der Professorenbesoldung genannt wurde: einmal gewährte Gehaltserhöhungen
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können in der Regel nicht zunickgenofirneri werden. Dies unterstreicht, dass Ent-
scheidungen übet Besoldungsfragen mit Vorsicht und NTeitsicht zu reffen sind.

Weichen$e llung 1 : paantitatiue Parameter uersus q ualitatiue Kriteien

Äuf der Grundlage ihres spezifischen Profils muss jede Hochschule definieren, was
sie selbst als Leistung werten möchte. Prinzipiell können einet Leistungsbeurteilung
enfweder ,,harte" I{riterien, im Sinne von messbaren bzw. quantifizierbaren Krite-
rien oder weiche Kriteden im Sinne einer ehet qualitativen Bewertung zu Grunde
gelegt werden SVitte/Schteiterer 2002, 11). Die erstgenannten Kriterien wären in
einem rechdich verbindlichen Katalog festzulegen; aus der quantitativen Bestim-
mung det Leistung würde sich in dtekter \ffeise eine bestimmte Zulagenhöhe ablei-
ten lassen. Leistungsindikatoren wären beispielsweise die Höhe der eingeworbenen
Drittmittel oder die Anzahl der betreuten Doktoranden. Das Ergebnis wäte ein
fotmelbasiertes Modell, in dem Leistungszulagen mehr oder minder automatisch
errechnet werden. So attraktiv ein solches Modell auch auf Grund seiner vermeint-
lichen Eindeutigkeit und leichten Umsetzbarkeit erscheinen mag, hat es doch we-
sendiche Nachteile. Selbst wenn det Kriterienkatalog nach Fächern differenziert
würde, bliebe die Frage offen, ob man mit einem solchen System die individuelle
Leistung unterschiedlicher STissenschafder in adäquater Weise abbilden kann. Än-
dererseits sind die Effekte, die man mit dieser Art von Leistungsmessung hervomr-
fen wütde, kritisch zu durchdenken. Ist es wirklich wünschenswert, dass ein Hoch-
schullehrer in einem bestimmten Bereich seinen Output erhöht, weil es dafür die
höchste Punktzahl gibt, wähtend seine Talente in einem ganz anderen Bereich
liegen? Älternativ könnten ISiterien lediglich im Sinne von qualitativen Zuschrei-
bungen so formuliert werden, dass sie die Prioritäten der Hochschule widerspie-
gein. Bei diesem eher qualitativ orientierten Vorgehen gibt es mehr Raum füt die
individuelle Bewertung det Leistung jedes Einzelnen. Die Beurteilung fußt nicht
auf einem Berechnungsverfahrefl sondern auf einem notwendigerweise subiektiv
gefirbten Abwägen, welches nichtsdestotrotz willkürfrei sein muss. Eine solche
Willkürfteiheit ergibt sich jedoch nicht aus quasi-objektiven Kriterien, sondem aus
der Transparenz eines durchdachten und von den Involvietten als gerecht empfun-
denen Verfahrens. Auch wenn die Leistung des Einzelnen nicht ohne Berücksichti-
gung des I-eisrungsspektrums innethalb det Hochschule (und darüber hinaus) be-
tachtet werden kann, sollte ein Verfahren zur Leistungsbestimmung auch Raum
lassen für die Bevrettung individuellet Leistungsentwicklung. Eine Änbindung an
Petsonalentwicldungsmaßnahmen und eine Überpnifung individuell geseater Ziele
beispielsweise im Rahmen eines Petsonalentwicklungsplanes und unter Zuhilfe-
nahme von Zrelver€rnbarungen erscheint dabei zweckmäßig.

Weichen ste /lung 2 : Indiuidue lle Bemessang uersu S tufenmodell

Die Bemessung der Leistungszulagen kann entweder individuell, d. h. ohne Vorab-
Votgaben oder im Rahmen eines Stufenmodells SVitte/Schreiterer, 2000, 16-22)
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erfolgen. I-,etzteres wäre denkbar als ein System definiertet Zulagenstufen mit fester

Zulagenhöhe. Eine individuelle Bemessung mag - wie oben ausgefühtt - als ge-

rechter empfunden werden, da genau und individuell auf die Situation und Leistung
des jeweiligen Professors eingegangen werden kann. Anderetseits gibt sie viel Raum

ftir Beliebigkeit und Intransp^tenz. Die Kehtseite der hohen Flexibilität bei einem

solchen Vorgehen ist zudem eine geringere I{alkulierbarkeit und ein erhöhter Ver-
fahrensaufivand. Ein Stufenmodell, in welches besondete Leistungsbezüge und
Berufungs- und Bleibezulagen zv integderen wären, erscheint - ftotz tendenzieller

Schwerfilligkeit und Inflexibilität - als die praktikablete Lösung. Ein solches Mo-
dell gewährleistet eine bessere Planbarkeit und eine höhere Transparenz. Auch bei

der Umsezung eines Stufenmodells muss jede Hochschule darüber entscheiden,

welche Gehaltsspreizung sie reaLisieren will und kann. Nachfolgend ist über Anzahl
und Höhe der Stufen zu entscheiden. Entsprechend der Stufenhöhe und der Vet-
teilung der Professoren auf die verschiedenen Level sind pro Stufe von der Hoch-
schule Mittel bereilzustellen. Die Zulagen könnten befristet odet unbefristet verge-

ben werden. $7ie beim alten System der Dienstaltersstufen wäre hier eine systemati-

sche Karriereplanung möglich, jedoch ohne dass es einen Äufstiegsautomatismus

g"b".

IYeichenste llung i : Antrags- uerctt s Rege laerfa hren

Die letzte rüTeichenstellung betrifft den Äuslöser des Verfahrens. Hier kommt ei-

nerseits ein Regelverfahten und andererseits ein Antragsverfahren in Frage. Ein
Regelverfahrcn verbürgt eine prinzipieile Chancengleichheit, da in diesem Fall in
einem bestimmten zeitlichen Abstand tatsäctrlich die Leistung aller Professoten

betachtet wird. Die Nachteile eines solchen Verfahtens sind einerseits praktischer
Natur: ein durch die Vielzahl der Anträge verursachter höheter Aufivand birgt die

Gefahr eines überbordenden Bürokratismus. Andererseits wetden bei einem Regel-

vetfahren systematisch ,,Enttäuschungen" produziert, da die Bewerbung auch mit
einet Erwartungshaltung einhergeht. Bei einem Anttagsverfahren müssen die ein-

zelnen Professoren selbst entscheiden, ob sie sich für eine Höherstufung bewetben

oder nicht. Det Ftemdbewertung müsste eine Selbsteinschätzung dutch den Pto-
fessor vorausgehen. Von der Hochschulleitung, bei der in jedem Fall die Letztve-
rantworrung für die Leistungsbewteilung liegen muss, kann im Sinne einer Ent-
scheidungshilfe kommuniziett werden, vrie viele Höhetstufungen pto Level pinzi-
piell möglich sind.

E n ts c h ei du ngs träge r / Vefah re ns b e tei ligte

Die Letztentscheidung über die Gewährung von Leistungsbezügen sollte aus

Gränden der Akzeptanz und Transparenz irrrmet bei der Hochschulleitung liegen.

Das legt die Analyse internationaler Rechetchen eindeutig nahe (X/itte/Schreiteter
2002, 22 ff.). Darüber hinaus ist es im Sinne einer möglichst sachnahen Entschei-
dung empfehlenswert, die Dekane in das Verfahren einzubeziehen. Der Dekan
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könnte beispieisweise zum Anftag des Professors ein Votum abgeben. Darüber
hinaus kann auch ein Vorschlagsrecht des Dekans sinnvoll sein, um Hochschulleh-
rer, die gute Leistungen erbringen, sich aber nicht selbst bewerben wolleri, einzube-
ziehen. Die Hochschulleitung kann bei fürer Entscheidung dutch eine Petsonal-
kommission beraten werden, det auch exteme Mrgli.d.r und Mitglieder des Hoch-
schulrates angehören. Diese könnten in anderen Zusammenhängen erworbene
Erfahrungen mit Besoldungssystemen einbringen. In jedem Fall empfiehlt sich ein
Turnus, der den Aufirand überschaubar gestaltet, d. h. von ca. zsttei bis dreiJahren.
Der gesamte Verfahtensprozess muss in jedem Fall den Kriterien der Transparenz
und Fairness genügen, um im oben beschriebenen verhaltenswissenschaftlichen
Sinn den Nettonutzen des Anreizsystems zu maximieren.

Ein Modelluorvblag

Legt man nun die oben genannten verhaltenswissenschafdichen Änforderungen an
ein funktionsfihiges System zur Vergabe von Leistungsztlagen zu Grunde, spricht
vieles füt ein Stufenmodell. Dieses könnte folgendermaßen ausgestaltet sein:

Hinsichtlich der qugrunde liegenden Art aon Kriteien (lYeichentellung /) empfiehlt sich
ein Prozess des Äbwägens vetschiedener Faktoren, welcher die individuelle Leis-
tung berücksichtigt und deshalb in größerem Maße das Kriterium subjektiv emp-
fundener Gerechtigkeit zu etfü{len in det Lage ist. Grundlage dafüt wären Leis-
tungsbereiche, die die Hochschule für sich definiert hat. So könnte eine Hochschu-
le sich dafür entscheiden, ausschließJich Forschungsleistungen fiir eine Leistungs-
beutteilung in Betracht zu ziehen (wie es beispielsweise in Oxford der Fall ist). rJüie

dieser Anforderung begegnet wird, kann von Fach zu Fach und von Professor zu
Ptofessot ga.nz unterschiedliche Fotmen annehmen. Hier ist dann abzuwägen, ob
z. B. die Einwerbung von Ddttmitteln in einet bestimmten Höhe höher zu bewer-
ten ist, als ein Aufsatz in einem bestimmten wissenschafdichen Joumal. Mit einem
solchen Abwägungsverfahren wäte dem aus verhaltenwissenschaftlichet Sicht wtin-
schenwerten Kriterium ,,Individualität des Beurteilungsprozesses" Genüge getan.
Was bleibt, ist das Risiko det Spill-Over-Effekte, die in einem Abwägungsverfahren
insofern auftreten können, als für jede Leistung nun auch entsprechende Gegen-
leistungen erwartet werden, d. h. die intrinsische Motivation bei falscher Ausgestal-
tung des Vergabevetfahrens in der Tat ,rollsfildig verdrängt wird. Äuch ein Mangel
an Transparenz wird mit dem Abwägungsverfahrenin Kauf genofiunen.

Dem leztgenannten Manko könnte durch die Kombination von Abwägungsver-
fahten und etnem Stufen;ysten (IYeichenstellung 2) mit ldar definierten kistungsni-
veaus begegnet werden. Eine Höhetstufung könnte sowohl über besondere
Leistungbezüge als auch über Berufungs- und Bleibezulagen erreicht werden. Stu-
fenanzall und -höhe haben Konsequenzen für Anzahl und Häufigkeit der Bewer-
bungen. Ein System mit zahlreichen Stufen von geringerer Höhe würde die Chan-
cen auf eine Höherstufung erhöhen. Die damit einhergehende Nivellierung von
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Leistungsniveaus u/ürde jedoch zu einer Abwerrung der möglichen Höherstufungen
und damit zu einet Reduzierung der Arueizwirkung frihren.

Aaslöser du Verfahrens (lYeichenstellung -i) ist der Antrag eines Professors zu einem

bestimmten Stichtag. Ein entscheidendes Atgument hierfür ist der Umstand, dass

ein Regelverfahren, dem sich alle Professoren - also auch solche, die nur dutch-
schnitdiche oder sogar unterdutchschnitdiche Leistungen erbringen - unterziehen,
zwangsläufig Enttäuschungen ptoduzierg da mit jeder Beurteilung - egal wie realis-

tisch eine Höherstufung wäre - auch eine Erwartungshaltung vetbunden ist. Dies

könnte sich motivational kontraproduktiv auswitken. Damit sind insbesondere die
oben angefiihrten Kontoli- und Informationseffekte angesprochen. Ein Regelver-

fahren füt alle Professoren könnte im Sinne einet Kontrolle interpretiert werden.

\7as schließlich die Instramentierang der besond.eren lÄstungsTulagen betrtfft, sind aus

motivationaler Sicht unbefristete Zulagen beftisteten vorzuztehen, da ein Enzug
eher negative Emotionen nach sich zieht und im Regelfall nicht die Grundlage für
neue Iristungs"nrfr.ngotgen datstellt. Ein kombiniertes Modell aus in etster In-
stanz befristeten und bei wiederholtet Gewährung unbeftisteten Zuschlägen könn-
te jedoch sowohl motivationalen als auch haushaltspolitischen Anforderungen
Genüge tun, stellt sich doch aus haushaltspoJitischer Sicht jede unbefristete Ge-
währung als nachhaltige Reduktion des Vergaberahmens dar.

In welchem Maße das vorgeschlagene Vetfahren dem Kriterium der Faitness ge-

nügt bzw. als himeichend gerecht wahrgenommen wird, hängt zudem wesendich
von den an Entscheidung und Vefahren beteiligten Personen ab. Dem Grunde nach

spricht vieles dafär, die Entscheidung auch durch unabhängige Personen (2. B. in
einer Personalkommission) mit vorbereiten zu lassen. Was unabhängige oder gar

exteme Personen jedoch kaum leisten können, ist dagegen eine glaubhafte Kom-
munikation det Entscheidung gegenüber den Betroffenen. Es spricht daher einiges

für eine Integration der Dekane in diese Phase der Vetgabe von Leistungsbezügen.
Gleichwohl liegt hier eine besondere Schwierigkeit, die in det Stellung der Dekane

@isher $Vahl aus den Reihen der Professoten, kurze Amtszeit, gednge Entschei-
dungsbefugnisse) begründet ist. Allerdings zeigt das schwedische Beispiel, dass

auch der Dekan als prirnus inter pares eine entscheidende Rolle bei der Vergabe-
entscheidung spielen kann (.S7itte/Schteiterer 2002, 36).

5. Fazit

Der Beitrag zeigp auf, dass durch die Dienstechtsreform in Deutschland grundsätz-
lich neue Möglichkeiten für die stategische Entwicklung von Hochschulen und
deren Personal eröffnet werden. Entscheidend frit den Edolg ist jedoch, wie der

derzeitige rechdiche Rahmen durch Ländet und Hochschulen ausgefüllt wird. Die
Übedegungen zu den verhaltenswissenschaftlichen Grundlagen haben geze€t, dass

es frir den motivationalen Erfolg sehr wohl dawf ankommt, mit Augenmaß dat-
übet zu entscheiden, was belohnt werden soll und ebenfails mit Augenmaß das
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kortespondierende verfahren der vetgabe von kistungszulagen zu rcgeln veitet-
hin wutde deudich, dass es möglicherweise ein schmalet Grat ist, der über einen
positiven oder negativen Nettonutzen entscheidet. Dass Leistungsanteize im Sinne
des sogenannten Disziplinierungseffektes positive Auswirkungen haben können,
wurde gezeigt, dass der gegenläufige Verdrängungseffekt wiederum den Efolg in
Frage stelien kann, ebenfalls.

Schlussfolgerung aus Abschnitt 4 ist, dass dies dann nicht der Falt ist, wenn das
vetfahren und die Kriteden der Leistungsbemessung als hirueichend individue[
fair und transparent wahrgenommen wetden und auf geeigaete Weise, z. B. in pet-
sonalentwicklungsgesprächen, kommuniziert wetden. unsere vorschläge zur um-
setzung entsptechen diesen Kriterien in weiten Teilen. Es ist allerdings nicht zu
vetkennen, dass sich der Modellentwurf nach wie vot in deo engen Grenzen der
Realität in den Hochschulen bewegt. Det Grad der Individualiät wfud z.B. irn
Rahmen des angesprochenen Stufenmodells gednger sein, als es vielleicht vor dem
Hintergrund der Motivationstheorien wünschenswert wäre. Äuf der anderen Seite
wird durch die mit einem Stufenmodell vetbundene Sandardisierung der Anforde-
rung det Transparenz besser Genüge getan, als in sehr statk auf das Individuum
eingestellten Systemen.

Die wahrgenommene Fairness häng mit diesen Kritetien zusafirmen, aber auch in
wesendichem Maße mit den entscheidenden Personen im vergabeverfahren. ob
Dekane die ihnen im dargestellten Modell zugedachte Rolle in hinreichendem Maße
ausfiillen können, witd davon abhängen, in welchem Maße sie über die für dieses
sensible Thema so wichtige Personalkompetenz vetfügen (was letztlich auch wie-
derum davon abhängen wird, ob diese Petsonalkompetenz zukänftig bei der wahl
des Dekans eine größere Rolle spielen wird). Äuch hiet besteht Personal-
entwicklungsbedarf, der so bisher nicht in hinteichendem Maße erkannt isr
Mit det Reform der Professorenbesoldung ebenso wie mit den hiet beschriebenen
umsezungsüberlegungen in den Ländetn sind nut alleretste Schritte getan. Die
Hochschulreform ist als umfassendet Lemprozess aufzufassen. Die Professorenbe-
soldung ist hier nur ein - wenn auch nicht unwichtiges - Element.
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